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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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Da der Gewässerausbau nicht UVP-pflichtig ist, kann gem. 
§ 68 Abs. 2 WHG anstelle eines Planfeststellungsbeschlus-
ses eine Plangenehmigung erteilt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.

Münster, den 04.01.2023 Bezirksregierung Münster 
 AZ.: 54.09.01.01-038  
 Im Auftrag 
 gez. Brackmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2023 S. 9

6  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Renaturierung der Ems/Emsaue im Zuge der Abgra-
bungserweiterung der Fa. BMO

Die Bezirksregierung Münster – Sachgebiet 54.6 plant die 
Renaturierung der Ems/Emsaue im Zuge der Abgrabungs-
erweiterung der Fa. BMO in Greven. 

Das Vorhaben dient der ökologischen Verbesserung der 
Ems. Die Planung sieht die Schaffung und Entwicklung ei-
ner naturnahen Weichholtaue durch natürliche Sukzession, 
Absenkung des Höhenniveaus und Entfernung der Uferbe-
festigung am nördlichen Ufer, Anlegen einer Flutrinne und 
den Rückbau eines vorhandenen Wirtschaftsweges vor.

Es handelt sich um ein Vorhaben zum Gewässerausbau nach 
§ 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Zuständigkeit 
für die Durchführung des Verfahrens liegt bei der Oberen  
Wasserbehörde.

Auf Grundlage des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird das o. g. Vorhaben bewertet. 
Nach § 7 UVPG stellt die zuständige Behörde, u.a. nach-
dem der Träger des Vorhabens sie im Sinne des § 5 UVPG 
ersucht hat, unverzüglich fest, ob für das Verfahren eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierzu wird eine Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchgeführt.

Es handelt sich um ein Vorhaben zum Gewässerausbau nach 
§ 68 WHG, welches nach § 7 UVPG i. V. m. der Anlage 1 
zum UVPG der Nr. 13.18.1 „Sonstige der Art nach nicht von 
den Nummern 13.1 bis 13.17 erfasste Ausbaumaßnahme im 
Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes, soweit die Ausbaumaß-
nahmen nicht von Nummer 13.8.2 erfasst sind“ zuzurech-
nen ist. Es ist für die beschriebene Maßnahme an der Ems 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Aus der Maßnahme resultieren keine erheblichen und nach-
haltigen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter gem. § 2 
Abs. 1 UVPG. Es ist nach dem Ergebnis der Vorprüfung 
nicht mit erheblichen negativen Auswirkungen zu rechnen, 
da es sich nur um einen zeitlich befristeten und kleinräu-
migen Eingriff, bezogen auf das Gebiet der Ems, in Natur 
und Landschaft handelt. Somit ist die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich.
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